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Allgemeinverfügung 

der Hansestadt Medebach vom 07.04.2020 
zur Aufhebung der Allgemeinverfügung 

der Hansestadt Medebach vom 18.03.2020 zur Eindämmung des Corona-Virus 
im Stadtgebiet Medebach 

 
gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz –IfSG) in 
Verbindung § 2 Abs. 1 und § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) in Verbindung mit § 35 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12.11.1999 (GV NRW S. 602; SGV NRW 2010) jeweils in der zurzeit 
gültigen Fassung 
 
Gemäß §§ 16 Abs. 1 S. 1, 28 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz –IfSG) wird die folgende 
Allgemeinverfügung erlassen: 
 

1. Die Allgemeinverfügung der Hansestadt Medebach vom 18.03.2020 zur    
Eindämmung des Corona-Virus im Stadtgebiet Medebach wird aufgehoben. 

2. Diese Allgemeinverfügung tritt am 08.04.2020 00:00 Uhr in Kraft. 
3. Auf die am 22.03.2020 erlassene und am 23.03.2020 00:00 Uhr in Kraft getretene 

Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 
(CoronaSchVO, GVBl. NRW. S. 178) des Landes Nordrhein-Westfalen, zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Schutz vor 
Neuinfizierungen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 vom 30. März 2020 (GVBl. 
NRW. S. 202), wird hingewiesen. 

 
Begründung:  
 
Auf Grund der §§ 32, 28 Abs. 1 S. 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) sowie des § 10 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem IfSG hat der Landesgesetzgeber 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, eine landeseinheitliche Regelung zur Bekämpfung 
des Corona-Virus SARS-CoV-2 zu treffen und die CoronaSchVO erlassen, welche seit dem 
23.03.2020 in Kraft ist. 

 
Gem. § 13 CoronaSchVO gehen die Bestimmungen dieser Verordnung widersprechenden 
und inhaltsgleichen Allgemeinverfügungen vor; im Übrigen, insbesondere hinsichtlich darin 
verfügter weitergehender Schutzmaßnahmen, bleiben bereits erfolgte oder zukünftige 
Anordnungen der nach § 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem 
IfSG zuständigen Behörden unberührt. 
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Die unter Ziff.1 genannte Allgemeinverfügung ist im Wesentlichen inhaltsgleich mit den 
Bestimmungen der CoronaSchVO und wird daher aus Gründen der Rechtsklarheit 
aufgehoben. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 
Verwaltungsgericht in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1 Klage erhoben werden.  
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gem. § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer Rechtsverkehr Verordnung – ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803).  
 
Medebach, den 07.04.2020 
 
 
 
Hansestadt Medebach 
Der Bürgermeister 
 
gez. Grosche 
 


